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Liebe Leserinnen,
Liebe Leser,

100 Jahre Frauenrechte: 
Fortschritte nötig

Auf dem Papier haben 
Frauen heute schon die 
gleichen Rechte wie Män-
ner. Die Umsetzung lässt 
in einigen Bereichen auf 
sich warten: Frauen ver-
dienen in Deutschland 
immer noch 23 Prozent 
weniger im Vergleich zu 
ihren männlichen Kolle-
gen, die Ungleichheit bei 
der Bezahlung von Män-
nern und Frauen ist nur in 
Österreich, den Nieder-
landen, Zypern, Tsche-
chien und Estland größer. 
EU-weit beläuft sich der 
Lohnunterschied auf rund 
18 Prozent - und das ob-
wohl heute 59% der Frau-
en, aber nur 41% der 
Männer in Europa einen 
Universitätsabschluss in-
nehaben. Die Abgeordne-
ten sprachen sich in einer 
Entschließung dafür aus, 
mehr Frauen diese Un-
gleichheiten abzuschaf-
fen. Auch die Notwendig-
keit besserer Kinder-
betreuungsmöglichkeit 
wurden hervorgehoben.
In Europa lebten im Jahr 
2008 fast 85 Millionen Eu-
ropäer unterhalb der Ar-
mutsgrenze. 17 % davon 

waren Frauen. Die Parla-
mentarier forderten in ei-
ner weiteren Entschlie-
ßung die Mitgliedstaaten 
zur Überprüfung der Sozi-
al- und Arbeitspolitik auf. 

Finanzmärkte zur Kasse 
bitten

Die Europäische Union 
hat sich auf den Weg zu 
einer Finanztransaktions-
steuer gemacht. Dies war 
ein erster Schritt: Endgül-
tig beschlossen ist die 
hoch umstrittene Steuer 
bisher nicht und könnte 
wiederholt am Widerstand 
Großbritanniens scheitern. 
Wenn der Finanzstandort 
London die Steuer nicht 
einführen würde, wäre sie 
ohnehin zwecklos. Wann 
und wo sie eingeführt 
wird, liegt in der Hand der 
Mitgliedsstaaten. Befürch-
tung ist auch, dass Kapi-
talflucht in Drittstaaten 
stattfindet. Die  Mehrheit 
der Abgeordneten sprach 
sich für die Einführung der 
Steuer aus, da so reine 
Spekulationsgewinne ein-
geschränkt werden. 
Ein Abkommen auf globa-
ler Ebene wäre wichtig: 
die USA, China und Japan 
lehnen den Vorschlag bis-
her ab. Bis zum 19. April 
läuft eine von der Kom-
mission gestartete Konsul-

tation zur Besteuerung der 
Finanzbranche. Unter an-
derem soll ein Beitrag der 
Banken zu den öffentli-
chen Haushalten diskutiert 
werden. Bis zum Sommer 
will Kommissar Semeta 
Gesetzesvorschläge vor-
legen.  

Steuerflucht
in Entwicklungsländer

Der Steuerbetrug in Ent-
wicklungsländern verur-
sacht einen Schaden von 
rund 800 Mrd. Euro. Ille-
gale Finanzströme und 
Steueroasen sind der 
Grund für diese Summe, 
welche die Entwicklungs-
hilfe um ein zehnfaches 
übersteigt. Die Parlamen-
tarier haben sich in einer 
Entschließung dafür aus-
gesprochen, den Entwick-
lungsländern eine bessere 
Hilfestellung der EU in 
Steuerbelangen zu geben:  
Der Aufbau funktionieren-
der Steuersysteme, Be-
kämpfung von Korruption
und die Schließung von 
Steueroasen wären hier 
erste konkrete Schritte für 
die Hilfe zur Selbsthilfe. 
Internationale Konzerne, 
lokale Eliten und Politiker
sollen ihre Gewinne nicht 
mehr in steuerlich günsti-
gere Länder verlagern 
können. 
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Aufforderung zu mehr 
Produktsicherheit

Es kann nicht sein, dass 
Unternehmen in Europa 
strenge Produktstandards 
zu erfüllen haben - dann 
aber Produkte aus Dritt-
ländern mit minderwerti-
ger Qualität eingeführt 
werden. Das hat Einfluss 
auf das Vertrauen der 
Verbraucher und die hei-
mische Wirtschaft. Daher 
brauchen wir in Europa 
bessere Zollkontrollen an 
Europas Häfen und einen 
effizienteren Rechtsrah-
men für eine schnellere 
Rücknahme gefährlicher 
Produkte aus China oder 
Japan. Die Abgeordneten 
forderten die Europäische 
Kommission in einer Ent-
schließung auf, einen ein-
heitlichen und strengeren
europäischen Rechtsrah-
men auf diesem Gebiet zu 
schaffen. Die Zahl der im 
Schnellwarnsystem RA-
PEX gemeldeten gefährli-
chen Produkte, die ihren 
Ursprung in China haben, 
steigt immer weiter an. 

Flugverbotszone über 
Libyen

Das libysche Volk hat die 
Unterstützung des EU-
Parlaments. Diese Verlet-

zung des Völkerrechts 
kann nicht länger hinge-
nommen werden. Es 
müssen jetzt konkrete 
Schritte folgen: Abgeord-
nete fordern eine Flugver-
botszone über Libyen, um 
die Luftangriffe Gaddafis 
auf die Aufständischen zu 
unterb i n d e n .  Außerdem 
muss die humanitäre Hilfe 
in den befreiten Städten 
gewährleistet sein.  

Gelbe Karte für die 
Türkei

Grüne und Sozialisten im 
Europäischen Parlament 
wollen die Beitrittskriterien 
für die Türkei aufweichen. 
Die CDU/CSU zusammen 
mit den konservativen 
Partnern haben dies er-
neut verhindert. Der jährli-
che Bericht über die Fort-
schritte beim Beitrittspro-
zess der Türkei zeigt die 
Auswirkungen des Re-
formstillstands in Ankara: 
Die Pressefreiheit hat sich 
verschlechtert, Journalis-
ten werden eingeschüch-
tert, bedroht und inhaftiert. 
Auch die Zypernfrage ist 
weiterhin ungelöst.  Im 
gesellschaftlichen Leben 
spiegelt sich ein Rück-
schritt wider, indem Schu-
len erneut die Geschlech-
tertrennung einführen.

Die Europäischen Staats-
und Regierungschefs ha-
ben sich zum ersten Mal 
in der Geschichte gegen 
die Eröffnung weiterer 
Verhandlungskapitel aus-
gesprochen. 

Ausländerrechte
gestärkt

In einem Grundsatzurteil 
entschied der Europäi-
sche Gerichtshof, dass 
Eltern aus Nicht-EU Staa-
ten deren minderjährige 
Kinder Bürger eines Mit-
gliedstaates sind, ein Auf-
enthaltsrecht in der EU 
genießen. Das Urteil hat 
vor allem für die Staaten 
Bedeutung, die das Bo-
denrecht bei Geburten 
anwenden: wer in Frank-
reich geboren wird, darf 
bleiben. Dies fördert den 
Geburtstourismus und 
durch den Schengenraum 
sind wir alle betroffen. Die 
deutsche Regelung ver-
leiht die Staatsbürger-
schaft an Kinder, deren 
Eltern mindestens acht 
Jahre dort gelebt haben. 

Besuch aus der Heimat 
in Straßburg

Der Lions-Club Giengen-
Heidenheim besuchte 
mich mit 22 Personen im 
Europaparlament. 
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